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Sachverhalt und Anträge 

un Erteilungsverfahren der am 8. Mrz 1991 eingereichten 
Patentan.meldung Nr. 91...  wurde der Anmelderin 

mit. PrQfungsbescheid vom 17. Dezember 1993 mitgeteilt, 
da1, die Anmeldung nicht einheitlich sei, sondern in drei 
Erfindungen zerfiele. MIt Schrift.satz vom 21. April 1994 

erwiderte die Anmelderin, daS sie in dieser Anmeldung 

die dritte Erfindung weiterverfolge und sich für die 

beiden anderen Erfindungen die Einreichung von 

Teilanrneldungen vorbehalte. Am 3. November 1994 erging 

an die Anznelderin die Mitteilung gemaS Regel 51 (4) EPU, 
mit weicher ihr die für die Patenterteilung 

beabsichtigte Fassung des Patents zur Kenntnis gebracht 

wurde. Gleichzeitig wurde sie aufgefordert, innerhaib 
elner Frist von vier Monaten ihr Einverstãndnis mit der 
mitgeteilten Fassung zu erklãien. Dieser Aufforderung 

kam die Anmelderin am 17. November 1994 mit folgender 

Erklàrung nach: "Auf die Mitteilung gemâss Regel 51 (4) 

yam 3.11.94 teilen wir Ihnen hiermit unser Einver-

stãndnis zur rnitgeteilten Fassung mit." 

Die Patenterteilung erfolgte am 13. April 1995. 

Am 18. Februar 1995 hatte die Anrnelderin die vorliegende 

Patentanrneldung 95 ... 	als Teilanmeldung zu der 

früheren Anineldung eingereicht. 

Mit Mitteilung vom 9. Mai 1995 informIerte die 

Eingangsstelle gem&Z Regel 69 (1) EPU die Anmelderin, 

daZ die Anmeldung irn Hinblick auf Regel 25 (1) EPU nicht 

als Teilanmeldung behandelt werde, da sie zu einem 

Zeitpunkt eingereicht warden sel, zu dem in der 

anMngigen frQheren europ.ischen Patentanmeldung bereits 

das Einverständnis gemdS Regel 51 (4) EPU erkirt 

gewesen sel. 
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Auf entsprechenden Antrag der Aninelderin hat die 

Eingangsstelle gemag Regel 69 (2) EPU mit Entscheidung 
vain 21. August 1995 festgestellt, dag die Einreichung 

der vorliegenden Anmeldung als Teilanrneldung zur 

früheren Patentaruneldung nicht zuLssig sei. In ihrer 

BegrUndung verwies die Eingangsstelle zus.tz1ich auf die 
Stellungnahme G 10/92 der Gro1en Beschwerdekanimer vain 

28. April 1994 (AB1. EPA 1994, 633), die den in 
Regel 25 (1) EPU für die Einreichung von Teilanmeldungen 
festgelegten Zeitpunkt bestãtigt und die GUltigkeit der 
Regel 25 EPU feststellt. 

Mit Schriftsatz vain 19. Oktober 1995, eingegangen am 
gleichen Tag, hat die Anmelderin gegen die Entscheidung 
unter Entrichtung der entsprechenden GebUhr Beschwerde 

eingelegt und diese am 21. Dezernber 1995 begrQndet. 

Am 15. April 1997 hat auf Antrag der Beschwerdeführerin 

eine mUndliche Verhandlung stattgefunden. 

Das schriftliche und mQndliche Vorbringen der 

Beschwerdeführerin l.It sich wie falgt zusamrnenfassen: 

Es treffe zwar zu, dag die Groe Beschwerdekammer in 

ihrer Entscheidung G 10/92 die Gultigkeit der Regel 25 
EPU bestätigt habe. Während der Leitsatz dieser 

Entscheidung, der allerdings bekanntermafen nicht Teil 

der Entscheidung sei, feststelle, daZ der Aninelder zu 

der anhãngigen frQheren europaischen Anmeldung nur bis 

zu seiner Zustimmung gem&Z Regel 51 (4) EPU eine 

Teilanmeldung einreichen kOnne, heil?e es in den GrUnden 

unter Punkt 1, daE nach diesem Zeitpunkt die Einreichung 

einer Teilaruneldung grundsàtzlich nicht mehr rnOglich 

sel. Daraus sei zu schlieen, da1, es van diesem 

Grundsatz Ausnahmen gebe. Eine soiche Ausnabme sei der 

varliegende Fall. 
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Auch sei zurn Zeitpunkt der Einreichung der Teilanmeldung 
die Frist zur Abgabe der Einverstndniserk1arung gem&i 

Regel 51 (4) EPU noch nicht abgelauf en gewesen. Mit dem 

Tag der Einreichung der Teilanmeldung habe daher 
festgestanden, dag mit der gemaZ Regel 51 (4) EPU 

mitgeteilten Fassung das Einverstãndnis nur unter der 

Bedingung vorgelegen habe, daS der in dieser Fassurig 

nicht mehr enthaltene Gegenstand in der Teilanmeldung 

weiterverfolgt werden kOrine. Die Einreichung von 

Teilanmeldungen sei auEerdem in einem frQheren 

Schriftsatz ausdrücklich vorbehalten worden. 

Im Einklang mit der Stellungnabme der Grofen Beschwerde-

karnmer G 10/92, wonach für die Anwendbarkeit der 

Regel 25 EPU imrner die letzte yam Anrnelder erklãrte 

Zustimmung zu der zu erteilenden Fassung des Patents 

maIgebend sei, sei Inhalt dieser letzten Zustirnmung 

sowohi die Teilanmeldung wie auch die Einverstndnis-

erkiarung mit der Fassung des zu erteilenden Patents 

gewesen. 

Zu bedenken sei auch, daE die beiden innerhalb der Frist 

gem&S Regel 51 (4) EPU eingereichten Erkl&rungen wegen 

des zeitlichen Nacheinanders zu Zweifeln am gesamten 

Erkl&rungsinhalt Anla1, geben kOnnten, so daf, bei Ablauf 

der Frist das Einverständnis mit der Fassung des Patents 

nicht zweifelsfrei festgestanden habe. In diesem Fall 

habe das Verfahren nach Regel 51 (5) EPU Anwendung 

finden müssen, wie sich aus der Entscheidung T 1/92 

(AE1. EPA 1993, 685) ergebe. Die Folge davon w.re 

gewesen, da, die Frist nach Regel 25 EPU auch zurn 

Zeitpunkt der Einreichung der Beschwerdebegrundung noch 

nicht abgelauf en gewesen ware, so dag in Anbetracht 

dieses Gesichtspunktes die Teilanmeldung rechtzeitig 

eingereicht warden sei. 
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Ferner sei zu berQcksichtigen, dag der Vorbehalt, für 

die in der früheren Arixneldung nicht weiterverfolgten 

Gegenstãnde Teilanineldungen einzureichen, nie aufgegeben 

worden sei. Deshalb kOnne die bezüglich des in der 

früheren Anmeldung verbliebenen Gegenstandes abgegebene 

Einverstndniserklrung nur als unter dem Vorbehalt der 

Einreichung von Teilanrneldungen stehend interpretiert 

werden. 

Der durch die gegenseitige Abhängigkeit der Erklarungen 

begrundete Erklarungsinhalt habe wegen seiner Bedingt-

heit zur Folge, da1, - entsprechend dern der Entscheidung 

der Juristischen Beschwerdekarnrner J 27/94 (AB1. EPA 

1995, 831) zugrundeliegenden Fall - keine gUltige 

Zustimrnungserklrung im Sinne von Regel 25 (1) EPU 

vorgelegen habe. 

Dem kOnne nicht entgegengehalten werden, dag durch die 

Einverstàndniserklã.rung auf den frUheren Vorbehalt 

stillschweigend verzichtet warden sei. Eine derartige 

Auslegung würde den zwischen beiden Erkiarungen 

bestehenden Zusammenhang in unzulãssiger Weise au1er 

Acht lassen. Dies ergebe sich aus der Entscheidung der 

Juristischen Beschwerdekammer J 11/87 (AEl. EPA 1988, 

367) . DarQber hinaus werde in dieser Entscheidung auch 

festgehalten, dag ein Verzicht nur dann angenarninen 

werden dUrfe, wenn die Begleitumstànde zeigten, daE, dies 

der wahren Absicht des Anmelders entspreche. Diese 

Voraussetzung habe hier aber nicht vorgelegen. 

Dag ein Rechtsverzicht nicht ohne weiteres vermutet 

werden dUrfe, ergebe sich auch aus der Entscheidung 

G 1/88 (AB1. EPA 1989, 189) der Grofen Beschwerdekarnrner 

zu Regel 58 (4) EPU, wonach die Beschwerde eines 

Einsprechenden nicht deswegen unzulãssig sei, weil 

dieser es unterlassen habe, fristgerecht auf eine 

Aufforderung nach Regel 58 (4) EPU zu der Fassung in der 

das europâische Patent aufrechterhalten werden salle, 
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Stellung zu nehmen. Das Schweigen dQrfe nicht als 

Verzicht auf das Beschwerderecht verstanden werden. 

Hier liege ein vergleichbarer Fall vor, bei dem eine 

Prozeerklarurig ebenfalls massive materiellrechtliche 

Wirkungen nach sich ziehe. 

Auch sei der Wille des Antragstellers im Zusarrtmenhang 

mit dem gesarnten vorangegangenen Verfahren zu sehen. 

Denn aus dem Gesamtzusammerihang konne ein bestimrnter 

Wille herausgelesen werden. Hierzu werde auch auf die 

Entscheidung J 11/94 (AE1. EPA 1995, 596) verwiesen. 

Schliefllich rnüsse auch in das Verhltnis von 

Regel 51 (4) und Regel 25 EPU der erklãrte Vorbehalt 

einbezogen werden. Man werde zwar nicht sagen konnen, 

daS der Vorbehalt unbegrenzt wirke; eine Grenze werde 

ohne Zweifel der Patenterteilungsbeschlug sein. Aber 

zumindest bis zuin Ablauf der Frist gem&S Regel 51 (4) 

müsse der Vorbehalt noch beachtlich sein. 

Angesichts des Vertrauensverhältnisses, das zwischen Amt 

und Anmelder herrsche, sel es im ubrigen Pflicht des 

Arntes, den Anxnelder rechtzeitig zu einer Erklãiung 

bezuglich seines Vorbehaltes aufzufordern. 

VI. 	Die EeschwerdefUhrerin beantragte, die Zurückweisungs- 

entscheidung aufzuheben und festzustellen, dag die 

Einreichung der europaischen Patentanmeldung 

95... 	als Teilanineldung zur Patentanmeldung 

91... 	zulassig 1st, hilfsweise die Groie 

Beschwerdekarnrner mit folgender Rechtsfrage zu befassen: 

a) Stelit ein im PrUfungsverfahren ausgesprochener 

Vorbehalt, Teilanmeidungen auf in der Starnmanineldung 

nicht mehr weiter verfolgte Anrneldungsteile richten 

zu wollen, eine Bedingung dar, die irn spteren 

Verfahren nach Regel 51 zu berücksichtigen ist? 
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b) Kann die Erklãrung des Einverstãndnisses zu der gem.f 
Regel 51 (4) EPO mitgeteilten Fassung einer 
europãischen Patentanmeldung als Verzicht auf darin 

nicht rnehr enthaltene Anrneldungsteile ausgelegt 
werden, wenn der Amnelder zuvor erklãrt hat, daS er 

sich die Weiterverfolgung dieser Anmeldungsteile im 
Rabrnen von Teilanmeidungen vorbehalt? 

Ent scheidungsgründe 

Die Beschwerde ist zulãssig. 

Gemag Regel 25 (1) EPU kann der Anmeider bis zu dem 
Zeitpunkt, zu dern er gemaS Regel 51 (4) EPU sein 
Einverstandnis mit der Fassung erkirt, in der das 
europãische Patent erteilt werden soil, eine 
Teilarmieldung zu der früheren Anmeldung einreichen. 

Im vorliegenden Fall wurde im Verfahren der frQheren 
Anmeldung 91... 	die Mitteilung gemaS Regel 51 (4) 
EPU am 3. November 1994 an die Anmelderin gesandt mit 
der Aufforderung, ihr Einverstãndnis mit der Fassung des 

Patents innerhalb von vier Monaten zu erklãren. Mit 
Schriftsatz vom 11. November 1994, eingegangen am 

November 1994, teilte die Anmelderin umgehend ihr 

bedingungsloses Einverstãndnis mit der vorgeschlagenen 

Fassung mit. Von ihrem knapp sieben Monate frUher 

erkiarten Vorbehalt, für die anderen zwei Erfindungen 

Teilanmeldungen einzureichen, machte sie zu diesem 

Zeitpunkt keinen Gebrauch. 

Eine Teilanmeldung hat die Anmelderin erst am 

Februar 1995, also etwa drei Monate nach Abgabe der 

Einverstã.ndniserklàrung gemãZ Regel 51 (4) EPU 

eingereicht. Nach dern Wortlaut von Regel 25 (1) EPU war 
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der Zeitpunkt, bis zu dem eine Teilanineldung hatte 

eingereicht werden kônnen, sornit verstrichen. 

4. 	Die Annielderin hat zuxn einen geltend gemacht, dag aus 

der Stellungnahine G 10/92 hervorgéhe, dag es Ausnabmen 

von dieser Regelung gebe. Sie beruft sich hierbei auf 

die in den GrUnden der Stellungnahme getroffene 

Feststellung, dais nach dem entscheidenden Zeitpunkt die 

Einreichung einer Teilanmeldung grundsätz].ich nicht mehr 

moglich sei. 

Dieser Ansicht kann die Karnmer nicht folgen. Zwar ist 

richtig, dag beirn Gebrauch des Wortes "grundsatz1ich 

implizit aufgrund des Sachzusarrirnenhangs Ausnahrnen mit 

erfaJt sein kOnnen. Aber "grundsatz1ich' kann auch eine 

verstãrkende Bedeutung dahingehend haben, dais Ausnahmen 

gerade nicht mOglich sind. In diesem letzteren Sinn ist 

das Wort hier zu verstehen, wie sich aus der Inter-

pretation des Wortlauts der Regel 25 EPU gem&g Punkt 1 

der Stellungnahme ergibt. Zunchst wird festgestellt, 

dais die Frage, bis zu weichem Zeitpunkt eine Teil-

anmeldung eingereicht werden kônne, eindeutig geregelt 

sei. Dem wird hinzugefugt, daZ der Wortlaut der Regel 25 

EPU eine kiare Antwort auf die vorgelegte Rechtsfrage 

enthalte. Die Interpretation der Regel 25 wird beendet 

mit der sich aus den getroffenen Feststellungen 

ergebenden Sch1u1fo1gerung, daZ nach diesem Zeitpunkt 

die Einreichung einer Teilanmeldung grundsàtzlich nicht 

mehr moglich sei. Weder werden Ausnabmen aufgezáhlt, 

noch sind sie angesichts der vorgenommenen Inter-

pretation impliziert. 

5. 	Zuxn anderen arguinentiert die Anmelderin, dag die Frist 

zur Abgabe der Einverständniserklãrung bei Einreichung 

der Teilanineldung noch nicht abgelauf en gewesen sel. 

Dies trif ft zu. Aber hierauf kornmt es nach dem Wortlaut 

von Regel 25 (1) EPU nicht an. Diese Vorschr±ft stelit 

1218.D 	 . . . 1... 



- 8 - 	J 0004/96 

nicht ab auf die Frist, innerhaib der die Einverstãnd-

niserklarung abzugeben ist, sondern auf den Zeitpunkt, 

zu dern die Einverstndniserk1ärung abgegeben wird. 

Deshaib kann der Umstand, da1, die -Vierrnonatsfrist bei 

Einreichung der Teilanmeldung noch nicht abgelaufen war, 

hier nicht weiterhelfen. 

Auch die weitere Einlassung der Anmelderin, da, die am 

17. November 1994 eingegangene Einverstandniserklarung 

zusammen mit der am 18. Februar 1995 erfolgten 

Einreichung der Teilanmeldung die Zustirnmung zu der zu 
erteilenden Fassung des Patents darstelle, 1st mit dem 

Wortlaut von Regel 25 (1)EPU nicht vereinbar. Denn 

danach wird gerade die Einreichung von Teilanmeldungen 

nach Abgabe der Einverständniserklârung ausgeschlossen 
und damit deutlich gemacht, daS es sich bei der 
Erk1rung des Einverstãndnisses zur beabsichtigten 

Fassung des Patents im Verfahren der frQheren Anmeldung 
einerseits und bei der Einreichung einer Teilanmeldung 

andererseits urn verschiedene, voneinander getrennte 
Vorgänge handelt. Die Einbeziehung der Einreichung einer 

Teilanmeldung in die zeitlich früher erfolgte 
Einverstãndniserklàrung 1st deshaib nicht zulassig. 

Ferner macht die Anrnelderin geltend, dag moglicherweise 

bei Ablauf der für die Abgabe der Einverständnis-
erklãiung gewãhrten Frist dieses Einverstãndnis wegen 

des zeitlichen Nacheinanders der eingereichten 

Erklã.rungen nicht zweifelsfrei festgestanden habe mit 

der Folge, dais, das Verfahren nach Regel 51 (5) EPU hãtte 

Anwendung finden müssen. 

Auch diese Uberlegungen stellen auf den Ablauf der Frist 

zur Abgabe der Einverst&ndniserkl&rung nach Regel 51 (4) 

EPU ab. Diese Frist ist aber für Regel 25 (1) ohne 

Bedeutung, da es dort, wie bereits unter Punkt 5 

ausgefUhrt, auf den Zeitpunkt der tatsáchlichen Abgabe 
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der Einverstãndniserklãrung ankornmt. IJeshaib sind 

Erklarungen und Ereignisse, die zeitlich nach diesem 

Zeitpunkt liegen, nicht mehr zu berucksichtigen, sofern 

sie nicht die Einverstândniserklärung selbst betreffen, 

wie dies in der von der Anmelderin zitierten 

Entscheidung T 1/92 der Fall war. Diese Entscheidung ist 

deshaib mit dem vorliegenden Sachverhalt nicht zu 

vergleichen. Denn hier hat die Anmelderin nie ihre 

Einverständniserklaiung mit der vorgeschlagenen Fassung 

des Patents zurUckgezogen oder widerruf en. Dies solite 

auch nicht durch die Einreichung der Teilanmeldung 

geschehen. Hier liegt somit genau der von Regel 25 (1) 

EPU erfate Sachverhalt vor: die Teilanrneldung wird nach 

Abgabe der Einverstandniserk1rung zur vorgeschlagenen 

Fassung des Patents in Verfahren der frUheren Anmeldung 

eingereicht, wobei die Einverstãndniserklrung selbst 

eindeutig war und von der Anmelderin auch nie in Frage 

gestelit wurde. 

8. 	Auch beruft sich die Anmelderin unter Hinweis auf die 

Entscheidung J 27/94 darauf, dag ihre Einverst.nd-

niserklarung wegen des frUher erk1rten Vorbehalts der 

Einreichung von Teilanmeldungen an eine Bedingung 

geknupft und somit nicht gultig gewesen sei. 

Auch dieser Interpretation kann die Kamrner nicht folgen. 

Zwischen der Erk1rung, daS die Einreichung von Teil-

anmeldungen vorbehalten werde und der eindeutigen, den 

Wortlaut nach bedingungslosen Einverstãndniserklarung 

liegen fast 7 Monate. Die Einverstndniserklarung 

erfolgte ohne jegliche Bezugnahxne auf eine beabsichtigte 

Einreichung von Teilanmeldungen. Dieser Sachverhalt ist 

foiglich mit dem der Entscheidung J 27/94 zugrunde-

liegenden Fall nicht zu vergleichen. Denn dort wurde in 

ein und derselben Erklãi-ung sowohi das Einverstãndnis 

bekundet als auch die Absicht zur Einreichung einer 

Teilanmeldung. Der innere Zusarnmenhang zwischen den 
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beiden Erklrungsteilen und ihre Abhängigkeit 

voneinander war dadurch offensichtlich. 

Im vorliegenden Fall gibt es dagegen nicht .nur eine 

Erklarung, sondern zwei in einem erheblichen zeitlichen 

Abstand. Mit der ersten Erklárung vom 21. April 1994 

wurde die Einreichung von Teilanineldungen nur 

vorbehalten. Mit der zweiten Erklãrung gem&S Schreiben 

vom 11. November 1994 wurde klar und unmi1verstàndlich 

nur das Einverstãndnis mit der Fassung des Patents 

erklãrt. Eine vergleichbare Abhangigkeit besteht 

zw±schen diesen beiden Erklãrungen schon aufgrunddes 

grofen zeitlichen Abstarides nicht,und die 

Einverständniserklàrung ist nicht als mit einer 

Bedingung behaftet anzusehen. Deshalb kann auch die 

Entscheidung J 27/94 hier nicht weiterhelfen. 

9. 	Die Frage, ob die Einverstándniserklärung der Anmelderin 

gemag Regel 51 (4) EPU als Verzicht auf die Einreichung 

von Teilanxneldungen anzusehen ist oder nicht, kann hier 

unbeantwortet bleiben; denn darauf kommt es nicht an. 

Magebend ist hier allein, daS aufgrund einer Vorschrift 

die Einreichung von Teilanmeldungen nur bis zu einem 

bestimmten Zeitpunkt mOglich ist. Die Zäsur der 

Regel 25 (1) EPU gilt unabhàngig davon, ob die 

Aninelderin auf die Einreichung von Teilanmeldungen 

verzichten wolite oder nicht. Deshaib sind die von ihr 

zum Verzicht zitierten Entscheidungen für den vor-

liegenden Fall nicht einschlagig, da sie nicht die 

Beachtung einer gesetzlichen Vorschrift betreffen. 

So ging es bei der Entscheidung J 11/87 urn die Frage, ob 

eine Erklarung als Verzicht auf die Anmeldung zu 

verstehen war. Da der Verzicht auf eine Anmeldung 

jederzeit mOglich 1st und allein vom Anmelder abhãngt, 

kommt es darauf an, dessen Erklarung richtig zu 

interpretieren. 
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In dem der Entscheidung G 1/88 zugrundeliegenden Fall 
ging es urn die Frage, weiche Folgen das Schweigen eines 

Einsprechenden auf einen eine Aufforderung zur Stellung-

nahme nach Regel 58 (4) EPU enthaltenden Bescheid nach 

sich zieht, da irn EPU bzw. in der Ausfuhrungsordnung 

selbst keine Folgen ausdrQcklich festgelegt sind. Es ist 

dort also nicht die mangelnde Beachtung einer Vorschrift 
des EPCJ angesprochen, sondern die mangelnde Beachtung 

eines Bescheids des Europaischen Patentarnts. Deshalb ist 

auch dieser Fall nicht. einsch1gig. 

Ebensowenig kann die Entscheidung J 11/94 hier weiter-

heif en, die der Entscheidung J 11/87 insofern vergleich-
bar ist, als es dort urn die Frage ging, ob ein Schrift-

satz eine BeschwerderQcknabrne darsteilte oder nicht. Da 
eine BeschwerderQcknahrne ebenfalls jederzeit rnoglich und 

an keinen Zeitpunkt gebunden ist, fehlt es auch hier an 
einer vergleichbaren Ausgangslage. 

Ferner bringt die Anmelderin noch vor, dag der von ihr 

gernachte Vorbehalt der Einreichung von Teilanmeldungen 
wenigstens bis zurn Ablauf der Frist gemag Regel 51 (4) 

EPU beachtet werden rnüsse. 

Dieses Vorbringen steilt wieder auf die zur Abgabe der 

Einverstândniserklãrung gewährte Frist ab. Aber gerade 

dies wird durch Regel 25 (1) EPU ausgeschlossen, wie 

bereits dargelegt. Es wird hierzu auf Punkt 5 bis 7 

verwiesen. 

Schliefilich vertritt die Anrnelderin die Ansicht, dag das 

Arnt in Anbetracht des zwischen ihm und den Anmeldern 

herrschenden VertrauensverMltnisses zu einer Auf-

forderungan sie, die Aninelderin, sich Uber den 

Vorbehalt zu erklãren, verpflichtet gewesen ware. 
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Dieser Ansicht kann die Karniner nicht zustirnrnen. Die 

Prufungsabteiiung hatte die Anmelderin im Rabmen des 
Verfahrens der frQheren Anrneldung auf die Moglichkeit 
der Einreichung von Teilanmeidungen hingewiesen. Ob die 

Anmelderin davon Gebrauch macht und wenn sie es tut, da 
sie die Handlung auch rechtzeitig vornimrnt, ist allein 

ihre Entscheidung und obliegt allein ihrer Verant-

wortung. Das Vertrauensverhãltnis zwischen Amt und 
Anmeldern geht nicht so weit, daZ den Anmeldern ihre 
Verantwortung abgenornrnen werden soil. Es kann eine 
Anzahl von Gründen geben, warum ein einmal erklãrter 
Vorbehalt sich im Lauf der Zeit erledigt hat oder nicht. 
Diese GrQnde kennt nur der Anmelder, und es 1st seine 

Obliegenheit, entsprechend zu handein. 

Die Eingangsstelle hat sich keinen Verstog gegen das 

Prinzip des Vertrauensschutzes zu Schuiden kornrnen 

lassen. 

11. 	Entgegen der Ansicht der Anxnelderin besteht auch keine 
Veraniassung die Groe Beschwerdekarnrner zu befassen, da 
eine Rechtsfrage von grundsãtzlicher Bedeutung nicht 

aufgetreten 1st. 

Zu der unter a) forrnulierten Frage ist zu sagen, dais em 
erklã.rter Vorbehalt, Teilanmeldungen auf in der 

Starnmanmeldung nicht mehr weiterverfolgte Amneldungs-

teile zu richten, nur zuin Ausdruck bringt, daL, diese 

MOglichkeit zurn Zeitpunkt der Erk1rung beansprucht wird 

und of f en gehalten werden soil. Mehr drückt der 
Vorbehalt hier nicht aus, er beinhaltet nicht eininal 

eine Absichtserklãrung und schon gar keine Bedingung, da 

diese imrner in Relation zu einem anderen Ereignis oder 

einer Handlung steht. 

Zu der unter b) gesteliten Frage ist bereits unter 

Punkt 9 ausführiich dargeiegt worden, dag es auf die 

Frage, ob die Einverstndniserkl.rung zu der gernaf 
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Regel 51 (4) EPU rnitgeteilten für die Patenterteilung 
beabsichtigten Fassung als Verzicht auf darin nicht mehr 

enthaltene Arirneldungsteile ausgelegt werden kann, werin 
hierfUr die Einreichung von Teilanrneldungen vorbehalten 

wurde, nicht ankornmt. 

12. 	Der Beschwerde muite daher der Erfoig versagt bleiben. 

Ent scheidungs formel 

Aus diesen Gründen wird entschieden: 

Die Beschwerde wird zurUckgewiesen. 

Die Geschãftsstelleflbeamtifl: 	 Der Vorsitzende: 

M. Beer 
	 J/-C. Saisset 

/ 
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